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187.  Verordnung: Änderung der Verordnung über die Gewährung von Funktionsgebühren
und Sitzungsgeld an die Mitglieder von Verwaltungskörpern der Sozialver-
sicherungsträger

188.  Verordnung: 4. Änderung der Kulturpflanzen-Ausgleichszahlungsverordnung
189.  Verordnung: Dritte Änderung der Milch-Garantiemengen-Verordnung
190.  Verordnung: Mutterkuhzusatzprämien-Verordnung 1996
191.  Verordnung: Umweltgutachter-Zulassungsgebührenverordnung – UGZGebV
192.  Kundmachung: Aufhebung des § 13 Abs. 2 des Ärztegesetzes 1984 durch den Verfassungs-

gerichtshof
193.  Kundmachung: Aufhebung einer Wortfolge der Verordnung betreffend die Bestimmung

des Straßenverlaufes der B 83 Kärntner Straße und der B 95 Turracher
Straße im Bereich der Gemeinden Maria Saal und Klagenfurt, BGBl.
Nr. 521/1990, durch den Verfassungsgerichtshof

!('��Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales, mit der die Verordnung
über die Gewährung von Funktionsgebühren und Sitzungsgeld an die Mitglieder von

Verwaltungskörpern der Sozialversicherungsträger geändert wird
Auf Grund des § 420 Abs. 5 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz

BGBl. Nr. 153/1996, des § 197 Abs. 5 GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 153/1996, des § 185 Abs. 5 BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 153/1996, des § 132 Abs. 5 B-KUVG, BGBl. Nr. 200/1967, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 832/1995, und des § 67 Abs. 5 NVG 1972, BGBl. Nr. 66/1972, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 24/1994, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales über die Gewährung von Funktions-
gebühren und Sitzungsgeld an die Mitglieder von Verwaltungskörpern der Sozialversicherungsträger,
BGBl. Nr. 316/1994, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. Nr. 34/1996, wird wie folgt geändert:

Im § 6a wird der Ausdruck ,,31. März 1996“ durch den Ausdruck ,,31. Dezember 1997“ ersetzt.

Hums

!((� Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft zur 4. Änderung
der Kulturpflanzen-Ausgleichszahlungsverordnung

Auf Grund des § 99 Abs. 1 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995, wird verordnet:

Die Kulturpflanzen-Ausgleichszahlungsverordnung, BGBl. Nr. 1067/1994, zuletzt geändert durch
die Verordnung BGBl. Nr. 93/1996, wird wie folgt geändert:

Nach § 4 Abs. 3c wird folgender Abs. 3d eingefügt:

„(3d) Erzeuger, denen im Zuge von Zusammenlegungsverfahren im Sinne des Art. 9 Abs. 2 der
Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 neue Flächen mit Auswirkungen für das Wirtschaftsjahr 1996/97 zuge-
wiesen worden sind, haben dies beim Antrag gemäß Abs. 1 anzugeben. Gleichzeitig ist die Neufestset-
zung der Ausgleichsfähigkeit der zugewiesenen Flächen zu beantragen, wobei das Ausmaß der als aus-
gleichsfähig beantragten Flächen nicht höher sein darf als das Ausmaß der in das Verfahren eingebrach-
ten ausgleichsfähigen Flächen. Soweit Erzeuger im Rahmen des Zusammenlegungsverfahrens Flächen
schlechterer Qualität als eingebracht erhalten haben, können sie jedoch bis zu 5% mehr ausgleichsfähige
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Fläche beantragen, als sie ausgleichsfähige Fläche in das Verfahren eingebracht haben. Schlechtere Qua-
lität liegt zB dann vor, wenn bei Gesamtbetrachtung aller eingebrachten und zugewiesenen Flächen letz-
tere auf Grundlage des rechtskräftigen Bewertungsplanes oder sonstiger Ermittlungen der Behörden
überwiegend schlechter bewertet wurden als die ins Verfahren eingebrachten Flächen. Der Erzeuger hat
dem Antrag auf Neufestsetzung Aufstellungen der zuständigen Agrarbezirksbehörde über Ausmaß, Lage
und gegebenenfalls Bewertung der im Rahmen des Zusammenlegungsverfahrens eingebrachten und zu-
gewiesenen Flächen beizulegen. Der Neufestsetzungsantrag ist von der Einbringungsstelle auf dessen
Vollständigkeit zu überprüfen und unverzüglich der AMA vorzulegen. Über die Ausgleichsfähigkeit der
neu zugewiesenen Flächen hat die AMA zu entscheiden.“

Molterer

!()� Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft zur dritten
Änderung der Milch-Garantiemengen-Verordnung

Auf Grund der §§ 101 und 105 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995, (MOG) wird verordnet:

Die Milch-Garantiemengen-Verordnung, BGBl. Nr. 225/1995, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 95/1996, wird wie folgt geändert:

1. § 8 Abs. 1 Z 1 lautet:

„1. Die Anzeige der Übertragung erfolgt an den für den abgebenden Betriebsinhaber zuständigen
Abnehmer mittels eines von der AMA aufgelegten Formblatts. Ab dem Zwölf-Monatszeitraum
1996/97 sind Übertragungen von Referenzmengen für den jeweils laufenden Zwölf-
Monatszeitraum spätestens bis Ende Februar anzuzeigen.“

2. In § 9 Abs. 1 Z 5 wird die Wortfolge „hinsichtlich bis 50% übersteigenden Anteils“ durch die
Wortfolge „hinsichtlich des 50% übersteigenden Anteils“ ersetzt.

3. § 14 Abs. 1 Z 1 und 2 lauten:

„1. spätestens im zweiten Zwölf-Monatszeitraum, der dem 1. April folgt, mit dem die Referenzmenge
der einzelstaatlichen Reserve zugeschlagen wurde, die Erzeugung und Vermarktung wieder auf-
nimmt und im Ausmaß von mindestens 15% der Referenzmenge vermarktet und

2. spätestens bis 31. Dezember des zweiten Zwölf-Monatszeitraums einen schriftlichen Antrag bei
der AMA auf Wiederzuteilung der Referenzmenge stellt.“

4. § 15 Abs. 1 lautet:

„(1) Almen sind Grünlandflächen, die infolge ihrer Höhenlage, der klimatischen Verhältnisse und
der Vegetation nur zeitweilig und in bezug auf die Milcherzeugung getrennt von den Heimgütern bewirt-
schaftet werden, wobei die Milch grundsätzlich auf der Futtergrundlage dieser Alm – ausgenommen bei
Vorliegen eines Elementarereignisses – erzeugt werden muß und die Lieferung von Milch und Erzeug-
nissen aus Milch unmittelbar an den Abnehmer oder in Form des Direktverkaufs erfolgt.“

5. Nach § 18 werden folgende §§ 18a bis 18e eingefügt:

„Sonderzuteilung von Referenzmengen

§ 18a. (1) Für den Zwölf-Monatszeitraum 1996/97 stehen 12 000 t Anlieferungs-Referenzmenge aus
der einzelstaatlichen Reserve zur Zuteilung an Milcherzeuger gemäß den nachstehenden Bestimmungen
zur Verfügung.

(2) Anträge auf Zuteilung einer Anlieferungs-Referenzmenge sind bis 31. Mai 1996 im Wege des
zuständigen Abnehmers bei der AMA mittels eines von der AMA aufgelegten Formblatts einzubringen.

§ 18b. (1) Antragsberechtigt sind Milcherzeuger, deren mitgeteilter repräsentativer Fettgehalt min-
destens 0,3 Prozentpunkte unter dem einzelbetrieblichen Fettgehalt

1. des Kalenderjahres 1994 oder,
2. sofern dies günstiger ist, der Monate Juli bis Dezember 1994

liegt und die zum Zeitpunkt der Antragstellung die Milchanlieferung nicht auf Dauer eingestellt haben.
Für den repräsentativen Fettgehalt ist ausschließlich der gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 der Milch-
Referenzmengen-Zuteilungsverordnung, BGBl. Nr. 226/1995, in der Fassung BGBl. Nr. 858/1995 er-
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mittelte Fettgehalt heranzuziehen. Die maßgeblichen Werte des einzelbetrieblichen Fettgehalts sind durch
den zuständigen Abnehmer zu bestätigen.

(2) Für die Zuteilungsbemessung ist nur jene Fettgehaltssteigerung maßgeblich, die die Mindestdif-
ferenz von 0,3 Prozentpunkten übersteigt.

(3) Die maximal zuteilbare Menge ist dadurch zu ermitteln, daß je 0,01 Prozentpunkte Fettgehalts-
steigerung über der Mindestdifferenz die Anlieferungs-Referenzmenge mit dem Faktor 0,18% multipli-
ziert wird. Als Anlieferungs-Referenzmenge sind die zum 31. März 1995 dem Milcherzeuger mitgeteilte
Anlieferungs-Referenzmenge I sowie eine allfällige mitgeteilte Anlieferungs-Referenzmenge II heranzu-
ziehen abzüglich der gemäß § 3 Abs. 3 Z 3 und 7 der Milch-Referenzmengen-Zuteilungsverordnung
ermittelten Referenzmengen-Anteile sowie unter Berücksichtigung aller seit dem 1. April 1995 bis zum
Zeitpunkt der Antragstellung erfolgten dauerhaften Verringerungen der Anlieferungs-Referenzmenge.

(4) Ergibt sich bei der Berechnung gemäß Abs. 3 eine Menge unter 500 kg, so erfolgt keine Zutei-
lung.

(5) Übersteigt die Summe der gemäß Abs. 3 und 4 ermittelten Menge 8 000 t, erfolgt eine aliquote
Kürzung.

(6) Zwischen Antragstellung und schriftlicher Mitteilung durch die AMA gemäß § 18e Abs. 1 über
die Zuteilung der Referenzmenge darf der Milcherzeuger die seinem Betrieb zustehende Referenzmenge
weder ganz noch teilweise auf andere Milcherzeuger – ausgenommen Übertragungen gemäß § 12 –
übertragen. Eine derartige Übertragung ist unwirksam.

(7) Wird die gemäß den vorgenannten Bestimmungen zugeteilte Referenzmenge binnen zwei Zwölf-
Monatszeiträumen ab Wirksamkeit der Zuteilung ganz oder teilweise auf andere Betriebe übertragen,
fällt die zugeteilte Referenzmenge in dem zur Übertragung vorgesehenen Ausmaß in die einzelstaatliche
Reserve zurück.

(8) Wird nach dem Zeitpunkt der Antragstellung die Pachtung eines Betriebes beendet, so steht dem
Inhaber des ehemals gepachteten Betriebs von der gemäß den vorgenannten Bestimmungen zugeteilten
Referenzmenge ein Anteil zu, der dem Anteil der Anlieferungs-Referenzmenge des ehemals gepachteten
Betriebs an der Anlieferungs-Referenzmenge gemäß Abs. 3 entspricht.

§ 18c. (1) Antragsberechtigt sind Milcherzeuger,
1. die in den Jahren 1991 bis 1995 für den Almbetrieb Investitionen, die unmittelbar oder mittelbar

der Milcherzeugung auf dem Almbetrieb dienen, getätigt haben
a) unter Inanspruchnahme öffentlicher Förderungsmittel, wobei das Förderungsansuchen späte-

stens auf Basis der Förderungsrichtlinien für das Jahr 1994 eingereicht worden sein muß, oder
b) ohne Inanspruchnahme öffentlicher Förderungsmittel, sofern die Investitionen zwar gemäß

den Förderungsrichtlinien grundsätzlich förderbar waren, aber die für öffentliche Förderungen
festgesetzte Einkommensgrenze überschritten wurde, oder

c) mit Hilfe von zur Schadensabgeltung gewährten Versicherungsleistungen oder
2. deren Almbetrieb erstmals für den Alpsommer 1994 von der AMA als Alm im Sinne des § 71

Abs. 3 und 4 MOG im Jahr 1994 anerkannt wurde.
Vom Almbetrieb darf in den Alpsommern 1992 und 1993 keine Almmilchlieferung, im Alpsommer 1994
eine Almmilchlieferung höchstens an 60 Tagen erfolgt sein.

(2) Antragsberechtigt sind ferner Milcherzeuger, denen gemäß § 5 der Milch-Referenzmengen-
Zuteilungsverordnung Anlieferungs-Referenzmengen auf Almen zugeteilt wurden, wenn auf Basis der in
§ 5 der Milch-Referenzmengen-Zuteilungsverordnung festgelegten Kriterien die durchschnittliche An-
lieferung in den Alpsommern 1992 und 1993 weniger als 80% der Anlieferung des Alpsommers 1994
betrug.

(3) Im Antrag ist darzulegen:
1. durch Milcherzeuger gemäß Abs. 1 Z 1 lit. a und b mittels einer Bestätigung der Förderungsstelle

die Gewährung der öffentlichen Förderungsmittel oder im Fall der Nichtgewährung öffentlicher
Förderungsmittel die Förderungswürdigkeit der getätigten Investitionen,

2. durch Milcherzeuger gemäß Abs. 1 Z 1 lit. c mittels einer Bestätigung der Versicherung die Ge-
währung von Versicherungsleistungen.

112
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(4) Für die Bemessung der Referenzmenge für den Almbetrieb werden herangezogen:
1. für Milcherzeuger gemäß Abs. 1 die Differenz zwischen der allfällig mitgeteilten Anlieferungs-

Referenzmenge und der Menge, die sich ergibt aus den gemäß Viehzählung zum 1. Dezember
1995 auf dem Heimbetrieb des Milcherzeugers vorhandenen Milchkühen multipliziert mit einer
Liefermenge von 1 000 kg pro Kuh, bei Gemeinschaftsalmen aus zwei Drittel der Kuhgräser der
Alm multipliziert mit 1 000 kg,

2. für Milcherzeuger gemäß Abs. 2 die Differenz zwischen der mitgeteilten Anlieferungs-
Referenzmenge und der im Alpsommer 1994 angelieferten Menge Milch und Erzeugnisse aus
Milch, soweit die im Wirtschaftsjahr 1994/95 für die Anlieferung von Almen zustehende Einzel-
richtmenge überschritten wurde und die Befreiung vom zusätzlichen Absatzförderungsbeitrag
gemäß § 71 Abs. 3 und 4 MOG in Anspruch genommen wurde, höchstens jedoch 1 400 kg pro
Kuh, die im Alpsommer 1994 als aufgetrieben gemeldet wurde.

(5) Die Zuteilung erfolgt provisorisch. Kann der Milcherzeuger nachweisen, daß er auf Basis der
Futtergrundlage der Alm spätestens im zweiten Alpsommer, der der provisorischen Zuteilung folgt,
Milch im Ausmaß von mindestens 80% der provisorisch zugeteilten Referenzmenge von der Alm ange-
liefert hat, erfolgt die Zuteilung der Referenzmenge endgültig. Bei Nichterreichen der 80% ist die Anlie-
ferung des Alpsommers heranzuziehen, in dem die höhere Anlieferung erfolgt ist. Der repräsentative
Fettgehalt entspricht bei Zuteilung an Milcherzeuger gemäß Abs. 1 dem Fettgehalt der Anlieferungs-
milch, die der endgültigen Zuteilung zugrunde gelegt wurde, bei Zuteilung an Milcherzeuger gemäß
Abs. 2 dem Fettgehalt der Anlieferungsmilch des Alpsommers 1994.

(6) Übersteigt die Summe der gemäß Abs. 4 ermittelten Mengen 4 000 t, so werden zuerst die An-
träge gemäß Abs. 1 berücksichtigt, die verbleibende Menge wird den Anträgen gemäß Abs. 2 aliquot
zugeteilt. Übersteigt die für Anträge gemäß Abs. 1 erforderliche Menge 4 000 t, wird nur den Anträgen
gemäß Abs. 1 aliquot zugeteilt. Ergibt sich für Anträge gemäß Abs. 2 eine Menge unter 500 kg, so erfolgt
keine Zuteilung.

(7) Für die zugeteilten Referenzmengen finden die Sonderbestimmungen für Almen (§§ 15 und 16)
Anwendung.

§ 18d. Wird die zur Zuteilung an Milcherzeuger gemäß § 18b reservierte Menge nicht ausgeschöpft,
kann sie an Milcherzeuger gemäß § 18c zugeteilt werden, ebenso kann die für Milcherzeuger gemäß
§ 18c reservierte, nicht ausgeschöpfte Menge an Milcherzeuger gemäß § 18b zugeteilt werden.

§ 18e. (1) Die AMA hat den Milcherzeugern die gemäß §§ 18a bis 18d zugeteilten Referenzmengen
mit Wirksamkeitsbeginn 1. April 1996 mitzuteilen. Die Referenzmengen sind jeweils auf ganze Zahlen
zu runden.

(2) Der Milcherzeuger kann binnen vier Wochen ab Zustellung der Mitteilung schriftlich begründete
Einwände gegen die Berechnung der gemäß Abs. 1 mitgeteilten Referenzmenge bei der AMA einbrin-
gen. Über die vorgebrachten Einwände zu der dem Milcherzeuger mitgeteilten Erhöhung der Referenz-
menge hat die AMA mittels Bescheid zu entscheiden.“

6. Nach § 23 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a) Abweichend von Abs. 1 hat im Zwölf-Monatszeitraum 1996/97 die Mitteilung bis 20. Mai
1996 zu erfolgen.“

7. Nach § 28 Abs. 4 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Im Fall des Direktverkaufs in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union hat der
Direktverkäufer den beabsichtigten Direktverkauf unter Angabe der Verbraucher oder des Abgabeorts
und der Händler samt Adresse sowie der vorgesehenen Mengen spätestens zwei Wochen vor Beginn des
Direktverkaufs der AMA schriftlich anzuzeigen.“

8. § 36 lautet:

„Strafbestimmungen

§ 36. Eine Verwaltungsübertretung im Sinne des § 117 Abs. 1 Z 2 MOG begeht, wer
1. Milch als Abnehmer übernimmt, ohne gemäß § 21 zugelassen zu sein,
2. es als Abnehmer unterläßt, die angelieferte Milch in einem anerkannten Labor auf die Qualität

und die wertbestimmenden Merkmale gemäß der Anlage zu § 21a überprüfen zu lassen,
3. als Erzeuger Nachweise zur Erlangung von Referenzmengen im Rahmen der Sonderzuteilung

gemäß den §§ 18a bis 18e vorlegt, die nicht den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen,
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4. als Erzeuger Nachweise gemäß § 22 zur Erlangung von Referenzmengen vorlegt, die nicht den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen,

5. Milch eines anderen Milcherzeugers abliefert oder Milch zu einem anderen Milcherzeuger zur
Vermarktung verbringt,

6. entgegen Art. 3 Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 536/93 als abgabenpflichtiger Abnehmer den
geschuldeten Betrag nicht rechtzeitig entrichtet.“

9. Die Anlage lautet: „Anlage zu § 21a“

10. Abschnitt III. Z 5 lit. e der Anlage lautet:

„e) Zur Aufnahme der Probeflaschen sind Stativkästen gemäß ÖNORM L 5267 (Ausgabetag
1. Oktober 1986) zu verwenden. Sollten Milchsammelwagen im Einsatz sein, die der ÖNORM
nicht entsprechen, so ist die Anlage auf diese ÖNORM umzurüsten. In Systemen, wo eine derar-
tige Umrüstung aus technischen Gründen bzw. wegen eines unverhältnismäßig hohen finanziel-
len Aufwandes nicht möglich erscheint, wird eine Nachfrist bis zum 31. Dezember 1997 ge-
währt.
Vor und während des Abschlauchens ist die Milch im Behälter durchzumischen. Dabei sind
analog die Bestimmungen der Z 4 und Z 6 einzuhalten.
Beim Abschlauchen aus den Milcherzeugergefäßen ist sicherzustellen, daß eine nachteilige Be-
einflussung der Probe nicht erfolgt.
Zur Reinigungskontrolle des Probenahmegerätes sind am Beginn der Probenahme eine oder
mehrere Proben von Hand aus und parallel dazu mittels Probenahmegerät zu ziehen. Weisen die
Ergebnisse der Keimzahlbestimmung auf Reinigungsmängel hin, so ist die Probenahme nach
neuerlicher Reinigung zu wiederholen.“

Molterer

!) ��Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über die Gewäh-
rung einer zusätzlichen nationalen Prämie für die Erhaltung des Mutterkuhbestandes im

Jahr 1996 (Mutterkuhzusatzprämien-Verordnung 1996)

Auf Grund des § 99 Abs. 1 Z 5 und Abs. 3 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995, wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen verordnet:

Anwendungsbereich

§ 1. Die Vorschriften dieser Verordnung dienen der Durchführung der Rechtsakte des Rates der Eu-
ropäischen Union und der Europäischen Kommission hinsichtlich der Gewährung einer zusätzlichen
nationalen Prämie für die Erhaltung des Mutterkuhbestandes (Mutterkuhprämie) im Rahmen der gemein-
samen Marktorganisation für Rindfleisch.

Zuständigkeit

§ 2. Zuständig für die Vollziehung dieser Verordnung ist die Marktordnungsstelle ,,Agrarmarkt
Austria“ (AMA).

Zusätzliche nationale Prämie

§ 3. (1) Der Erzeuger erhält nach Maßgabe des § 3 Landwirtschaftsgesetz 1992, BGBl. Nr. 375, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 298/1995, für jede im Jahr 1996 auf Grund der in § 1 ge-
nannten EU-Rechtsakte geförderte Mutterkuh eine zusätzliche Prämie von 30,19 ECU.

(2) Die Auszahlung der zusätzlichen Prämie und ihres Vorschusses hat unter Anwendung der Vor-
schriften der in § 1 genannten EU-Rechtsakte zu erfolgen.

Molterer
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Druck der Österreichischen Staatsdruckerei

!)!��Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Ver-
waltungsabgaben, die für die Zulassung als Umweltgutachter nach dem Umweltgutach-

ter- und Standorteverzeichnisgesetz zu entrichten sind (Umweltgutachter-
Zulassungsgebührenverordnung – UGZGebV�

Auf Grund des § 21 Abs. 1 des Umweltgutachter- und Standorteverzeichnisgesetzes (UGStVG),
BGBl. Nr. 622/1995, wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen verordnet:

§ 1. (1) Für die Zulassung als Umweltgutachterorganisation (§ 2 Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit § 9
UGStVG) sind an Verwaltungsabgaben zu entrichten:

1. als Grundgebühr .............................................................................................................. 70 000 S
2. für jeden im Zulassungsbescheid (§ 9 Abs. 5 UGStVG) ausgewiesenen Sektor gemäß

§ 2 Abs. 2 UGStVG ........................................................................................................ 400 S

(2) Für die Zulassung als Umwelteinzelgutachter (§ 2 Abs. 1 Z 2 in Verbindung mit § 9 UGStVG)
sind an Verwaltungsabgaben zu entrichten:

1. als Grundgebühr .............................................................................................................. 50 000 S
2. für jeden im Zulassungsbescheid (§ 9 Abs. 5 UGStVG) ausgewiesenen Sektor gemäß

§ 2 Abs. 2 UGStVG ........................................................................................................ 400 S

§ 2. Für jede Ausweitung einer bestehenden Zulassung auf Antrag des Berechtigten (§ 9 Abs. 7
UGStVG) sind an Verwaltungsabgaben zu entrichten:

1. als Grundgebühr .............................................................................................................. 10 000 S
2. für jeden im Zulassungsbescheid (§ 9 Abs. 5 UGStVG) zusätzlich zur bestehenden

Zulassung ausgewiesenen Sektor gemäß § 2 Abs. 2 UGStVG ....................................... 400 S

Ditz

!)"� Kundmachung des Bundeskanzlers über die Aufhebung des § 13 Abs. 2 des Ärzte-
gesetzes 1984 durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5, 6 und 7 B-VG und gemäß den §§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsge-
richtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 29. Februar 1996, G 1363/95-6,
G 1364/95-6, G 1365/95-6, dem Bundeskanzler zugestellt am 2. April 1996, § 13 Abs. 2 des Bundesge-
setzes über die Ausübung des ärztlichen Berufes und die Standesvertretung der Ärzte (Ärztegesetz 1984
– ÄrzteG), Anlage 1 der Kundmachung des Bundeskanzlers und des Bundesministers für Gesundheit und
Umweltschutz vom 14. September 1984, mit der das Ärztegesetz wiederverlautbart wird, BGBl.
Nr. 373/1984, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 100/1994 als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 28. Februar 1997 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft.

Vranitzky

!)#� Kundmachung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die
Aufhebung einer Wortfolge der Verordnung BGBl. Nr. 521/1990 durch den Verfassungs-

gerichtshof
Gemäß Artikel 139 Absatz 5 B-VG und § 60 Absatz 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,

BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 28. Februar 1996, V 357/94-20, dem Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten zugestellt am 25. März 1996, die Worte ,,durchörtert in der
Folge das Kreuzbergl und bindet nach der Anschlußstelle Klagenfurt/Wörthersee der A 2 Süd Autobahn
bei Plan-km 306,95/Bestand-km 309,95 wieder in die bestehende B 83 Kärntner Straße ein“ in Punkt 1
der Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten vom 25. Juli 1990 betreffend
die Bestimmung des Straßenverlaufes der B 83 Kärntner Straße und der B 95 Turracher Straße im Be-
reich der Gemeinden Maria Saal und Klagenfurt, BGBl. Nr. 521/1990, als gesetzwidrig aufgehoben.

Ditz


